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düngen, die in vielgestaltigen Rechtsfor­
men gewährleistet ist und wirksam zu 
einer gerechten und gesetzlichen Straf­
rechtsprechung beiträgt (vgl. Anm. zu 
Art. 5 u. Art. 3 StGB).

5. Als weitere Garantie gerechter und 
gesetzlicher Strafrechtsprechung hebt 
Art. 7 auch die Leitung der Rechtspre­
chung allein durch das gewählte über­
geordnete Gericht hervor, die dem Ober­
sten Gericht (Art. 93 Verfassung u. § 20 
GVG) und den Bezirksgerichten (§ 29 
GVG) obliegt. Damit wird auch für 
den Bereich der Strafrechtsprechung das 
Prinzip bekräftigt, daß gewählte Organe

nur von gewählten übergeordneten Or­
ganen geleitet werden. Die Leitung der 
Strafrechtsprechung durch das Oberste 
Gericht und die Bezirksgerichte ist an 
gesetzlich exakt und ausschließlich ge­
regelte Rechtsformen gebunden und 
schließt eine administrative Einfluß­
nahme anderer Organe aus (vgl. insbes. 
§29 ff. u. §36 ff. GVG, §§283 bis 337 
StPO).
Von der Leitung der Rechtsprechung im 
Sinne des Art. 7 sind die Anleitung, 
Kontrolle und Unterstützung der Be­
zirks- und Kreisgerichte durch das 
Ministerium der Justiz zu unterschei­
den.

Artikel 8
Grundsätze für den Geltungsbereich 

der Strafgesetze

Der Geltungsbereich der Strafgesetze wird durch das Staatsgebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik, ihre Souveränität, durch die Bindung der Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik an die Gesetze ihres Staates, durch die 
völkerrechtliche Pflicht zur Erhaltung und Festigung des Friedens sowie durch 
die in internationalen Vereinbarungen festgelegten Verpflichtungen bestimmt.

1. Die Regelung des Geltungsbereiches 
der Strafgesetze der Deutschen Demo­
kratischen Republik geht von dem völ­
kerrechtlichen Grundsatz aus, daß die 
Souveränität eines Staates die Aus­
übung der Staatsgewalt auf seinem 
Territorium und in bezug auf seine 
Staatsbürger, seine Unabhängigkeit und 
Selbständigkeit innerhalb und außerhalb 
des Landes einschließt, ohne die allge­
mein anerkannten Regeln des Völker­
rechts zu verletzen.

2. Der Geltungsbereich der Straf­
gesetze der DDR basiert hauptsächlich 
auf dem Territorialitäts- und dem Per­
sonalitätsprinzip. In Ausübung der Ge­
bietshoheit als untrennbarem Bestand­
teil der staatlichen Souveränität, d. h. 
der uneingeschränkten und ausschließ­
lichen Machtausübung innerhalb der 
Grenzen ihres Territoriums, verfolgt die

DDR strafrechtlich alle Handlungen, die 
durch die Strafgesetze der DDR für 
strafbar erklärt worden sind und auf 
ihrem Territorium begangen werden 
(Territorialitätsprinzip). Die Straf­
gesetze der DDR werden angewandt auf 
alle solche Straftaten, die durch Bürger 
der DDR, durch Angehörige anderer 
Staaten oder durch Personen ohne 
Staatsbürgerschaft begangen werden. 
Der persönliche Geltungsbereich der 
Strafgesetze der DDR erstreckt sich 
auch auf Staatsbürger der DDR, die 
im Ausland Handlungen begehen, die 
nach den Gesetzen der DDR strafrecht­
liche Verantwortlichkeit begründen 
(Personalitätsprinzip). Diese Regelung 
ergibt sich aus der Pflicht jedes Staats­
bürgers der DDR, stets — auch während 
seines Aufenthalts im Ausland — im 
Sinne der Verfassung und der Gesetze 
der DDR zu handeln. Darin eingeschlos-
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